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 Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern 

vertritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und 

internationaler Ebene. 

______________________________________________________________________ 
 
Der Deutsche Anwaltverein (DAV) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme 

zu den Referentenentwürfen einer neuen Prozesskostenhilfeformularverordnung und 

einer neuen Beratungshilfeformularverordnung mit den jeweiligen Anlagen. Er begrüsst 

das Bestreben, die Formulierungen insbesondere in den Formularvordrucken 

verständlicher zu gestalten und dadurch Mißverständnissen beim Ausfüllen und darauf 

beruhendem zusätzlichem Zeitaufwand entgegenzuwirken. Gleichwohl werden 

nachfolgend noch einige Vorschläge zu einer Optimierung unterbreitet und 

Änderungsbedarf formuliert. 

 

A. Prozesskostenhilfe 

 

I. Prozesskostenhilfeformularverordnung (PKHFV) 

 

§ 2 enthält die Fälle, in denen die Angaben durch eine vereinfachte Erklärung 

abgegeben werden können. Nach § 2 Abs. 2 muss eine Partei, die nach dem SGB XII 

laufende Leistungen zum Lebensunterhalt bezieht, die Abschnitte E bis J des in der 

Anlage bestimmten Formulars nicht ausfüllen, wenn sie der Erklärung den letzten 

Bewilligungsbescheid des Sozialamtes beifügt, es sei denn, das Gericht ordnet dies 

ausdrücklich an. 

 

Der Anwendungsbereich sollte auf die Fälle erweitert werden, in denen die Partei 

Leistungen nach dem SGB II erhält. Hierbei wird nicht verkannt, dass die Regelungen 

zur Bewilligung laufender Leistungen nach SGB II von denjenigen nach SGB XII 

abweichen. Da Leistungen nach dem SGB II jedoch vor allem erwerbslosen 

Erwerbsfähigen gewährt werden, sind die Voraussetzungen für Leistungen nach dem 

SGB II jedoch noch schärfer. Da die Bewilligung laufender Leistungen nach dem SGB II 

somit belegt, dass sozialstaatliche Leistungen erforderlich sind, erscheint der bei den 
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Gerichten anfallende Arbeitsaufwand für die nochmalige Prüfung der wirtschaftlichen 

Voraussetzungen entbehrlich. Insoweit könnte auf frühere Regelungen des 

Armenrechts zurückgegriffen werden. 

 

Zudem werden mit § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 ZPO n.F. die Mehrbedarfe nach § 21 SGB 

II und nach § 30 SGB XII zukünftig berücksichtigt. Nach Ihnen wird in den Anträgen 

nicht ausdrücklich gefragt. Eine solche Frage erschiene auch entbehrlich, wenn 

insoweit SGB II und SGB XII gleichgestellt würden. 

 

II. Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse bei Prozess- 

oder Verfahrenskostenhilfe 

 

1. Erweiterung 

 

Die räumliche Umgestaltung, die dazu führt, dass in den einzelnen Spalten hinreichend 

Raum für Angaben zur Verfügung steht, wird begrüsst. Sie ermöglicht es, einzelne 

Angaben nunmehr auch im Formular machen zu können, anstatt zu den erforderlichen 

Angaben eine Vielzahl von Anlagen beifügen zu müssen. Die damit verbundene 

Erweiterung des Umfangs ist unvermeidlich und daher hinzunehmen.  

 

Mit Blick auf die Zukunft sollte insoweit auch die Möglichkeit einer elektronischen 

Antragstellung beachtet werden. 

 

2. B. 1. 

 

Wenn die Rechtsschutzversicherung nicht in vollem Umfang eintritt, z.B. weil ein 

Selbstbehalt vereinbart worden ist, ergibt sich zwar aus der klein gedruckten Frage 

nach der Höhe der Leistungen, dass PKH auch dann in Betracht kommt, wenn die 

Rechtsschutzversicherung oder die sonstige Stelle die Kosten nicht in vollem Umfang 

erbringt. Die Gestaltung im bisherigen Formular, in der drucktechnisch hervorgehoben 

nach den Kosten gefragt wurde, war anwenderfreundlicher. 
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3. D. 

 

Entsprechend den Ausführungen zu A. I. sollten Leistungen nach SGB II gleichgestellt 

werden. 

 

4. E. 

 

Vielfach ist den Beteiligten in familienrechtlichen Sachverhalten die Höhe des 

Einkommens und des Vermögens des anderen Ehegatten nicht bekannt. Insbesondere 

Stufenklagen auf Auskunft und Leistung bringen zum Ausdruck, dass der Beteiligte 

keine Angaben machen kann. 

 

Der Beteiligte kann die dort gestellten Fragen nach dem Einkommen des anderen 

Ehegatten daher weder mit ja noch mit nein beantworten. Es wäre daher sinnvoll, eine 

Rubrik aufzunehmen, wonach dem Antragsteller / der Antragstellerin über das 

Einkommen und/oder das Vermögen der anderen Seite nichts bekannt ist. Nur dieses 

kann versichert werden.  

 

III. Hinweisblatt 

 

Bei den Ausführungen zur Frage: „Was ist Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe?“ sollte 

auf die Neuregelung in § 120a Abs. 3 ZPO n.F. hingewiesen werden, wonach das 

Gericht am Ende des Verfahrens prüfen soll, ob das Ergebnis des Verfahrens Anlass 

gibt, die Zahlungsanordnungen zu ändern. 

 

In den Ausfüllhinweisen wird hinsichtlich der zu Lit. „E Nr. 1“ geforderten Belege 

vorgeschlagen, anstelle „einer Lohn- und Gehaltsabrechnung der Arbeitsstelle für die 

letzten zwölf Monate vor der Antragstellung“, nach den „jeweiligen einzelnen Lohn- und 

Gehaltsabrechnungen der Arbeitsstelle für die letzten zwölf Monate vor der 

Antragstellung“ zu fragen, da der Antragsteller in der Regel nicht über „eine“, sondern 

über „Einzelgehaltsmitteilungen“ verfügen wird.  
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B. Beratungshilfe 

 

I. Beratungshilfeformularverordnung (BerHFV) 

 

Die Möglichkeiten, einen vereinfachten Antrag zu stellen (§ 2), sollten auch auf 

Rechtssuchende erweitert werden, die Leistungen nach dem SGB II erhalten. Dies 

entspräche dem Wunsch der Beteiligten, zu einem frühen Zeitpunkt Klarheit zu haben, 

ob die Voraussetzungen für die Bewilligung von Beratungshilfe vorliegen. Wenn hierzu 

trotz der umfangreichen Antragstellung und Vorlage von Belegen bereits bei den 

Jobcentern nochmals ausführliche Anträge gestellt und Kopien eingereicht werden 

müssen, stellt dies für die Rechtssuchenden eine formelle Hürde dar. Dies gilt um so 

mehr, als die Rechtssuchenden die Belege in Kopie einreichen sollen und idR nicht 

über einen Kopierer verfügen, sondern hierzu andere öffentliche Stellen aufsuchen 

müssen oder Belege im Original beim Jobcenter eingereicht haben und darüber nicht 

sofort verfügen können. 

 

II. Antrag auf Bewilligung von Beratungshilfe 

 

1. Bildungsabschluss 

 

Die erstmals aufgenommene Frage nach dem Bildungsabschluss ist für die Bewilligung 

von Beratungshilfe ohne Bedeutung und diskriminiert Antragsteller. 

 

2. B. 

 

Die Möglichkeit zur erleichterten Antragstellung sollte auf SGB-II-Fälle erweitert werden. 

Insoweit wird Bezug genommen auf die Ausführungen zu B. I. 

 

3. C. 

 

In erster Linie sollte die Frage vollständig gestrichen werden, da der Rechtssuchende in 

diesem Stadium einer juristischen Auseinandersetzung außergerichtliche Beratung und 

Vertretung wünscht. Für diese kann er aber keinen Prozesskostenvorschussanspruch 
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gegenüber dem anderen Ehegatten geltend machen. Dieser kann nach § 1360a BGB 

nur für einen Rechtsstreit verlangt werden. 

 

Die Fälle, in denen die Rechtsprechung einem Rechtssuchenden einen Anspruch auf 

Unterhalt im Weg des Sonderbedarfs zugebilligt hat, sind so selten, dass sich der 

Arbeitsaufwand bei Gericht hierfür nicht lohnt, denn die Frage, ob ein 

Unterhaltsanspruch besteht, kann nur nach den unterhaltsrechtlichen Grundsätzen 

beurteilt werden und nicht nach den von der Sozialhilfe geprägten 

Berechnungsschemata des Beratungshilferechts. 

 

Sofern die Frage nicht vollständig gestrichen wird, ist in jedem Fall die Frage nach dem 

Getrenntleben aufzunehmen, da in diesem Fall andere Berechnungsgrundsätze für die 

Berechnung eines Unterhaltsanspruches einsetzen und nicht auf der Grundlage eines 

Familienunterhaltsanspruches gerechnet werden kann.  

 

4.F. 

 

Hinsichtlich der Fragen zum Vermögen des Ehegatten sollte angegeben werden 

können, ob der Antragsteller / die Antragstellerin überhaupt Kenntnis über die 

Vermögenssituation der anderen Seite hat, denn wenn der Antragsteller keine Kenntnis 

hat und zur Vervollständigung der Angaben schlichtweg die Frage verneinen müsste, 

weil ihm ansonsten vorgeworfen würde, die Erklärung unvollständig abgegeben zu 

haben, würde die Frage falsch beantwortet werden müssen. Aus der 

Vernehmungslehre ist bekannt, dass eine zutreffende Antwort bei einer begrenzten 

Anzahl von Antwortalternativen nur angegeben werden kann, wenn sie überhaupt 

vorgeschlagen wird.  

 

Hinsichtlich des Giro-, Sparkontos und anderer insoweit anzugebender Werte sollte 

nicht nach der „Guthabenhöhe“, sondern nach dem Stand des Kontos gefragt werden, 

da ansonsten Sollsalden nach der Frage nicht angegeben würden. Diese sind aber für 

die Beurteilung der Gesamtvermögenssituation und damit des Schonvermögens 

unerlässlich. 
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5. G.  

 

Die Angaben zu Zahlungsverpflichtungen sind nicht nur von Bedeutung, wenn zu „E“ 

Guthaben angegeben wurden, sondern insbesondere auch dann, wenn keine Guthaben 

angeben wurden. In diesen Fällen sind laufende Kreditverpflichtungen vom Einkommen 

abzuziehen. 

 

III. Vergütungsfestsetzungsantrag 

 

In der ersten Zeile nach den persönlichen Angaben sollte nicht nur gefordert werden, 

den Berechtigungsschein vorzulegen oder den Antrag beizufügen, sondern auch die 

Option eingeräumt werden, anzugeben, wann der Antrag auf Bewilligung von 

Beratungshilfe gestellt worden ist. Da für die Einreichung nachträglicher Anträge auf 

Bewilligung eine Frist von 4 Wochen vorgesehen ist, der Antrag auf Festsetzung der 

Vergütung aber erst nach Abschluss der Angelegenheit eingereicht werden kann, ist 

von einer Vielzahl von Fällen auszugehen, in denen im Zeitpunkt der Einreichung des 

Vergütungsfestsetzungsantrages der Bescheid noch nicht vorliegt, der 

Bewilligungsantrag aber bereits eingereicht worden ist. 

 

Die Frage nach einer Erstattungspflicht des Gegners sollte im oberen Bereich des 

Formulars mit der Formulierung aus dem Abrechnungsblock einerseits und der 

Formulierung in § 58 Abs. 1 RVG übereinstimmen. Danach kommt es darauf an, ob der 

Gegner „Zahlungen“ erbracht hat, nicht jedoch, ob er zur Erstattung verpflichtet ist. 

Insoweit nimmt die bisherige Formulierung „Ist der Gegner verpflichtet, … (§§ 9 BerHG 

i.V.m. § 58 Abs. 1 RVG)“ den Wortlaut des Gesetzes gerade nicht zutreffend auf und 

führt daher zu rechtlicher Unsicherheit. 

 

Bei den Angaben zur Kontoverbindung wird vorgeschlagen, das Geschäftszeichen vor 

den Kontodaten abzufragen, damit die Angaben zu den Kontodaten in die nächste Zeile 

aufgenommen werden und damit hinreichender Platz für die dort geforderten Angaben 

zur Verfügung steht.  
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III. Hinweisblatt zum Antrag auf Beratungshilfe – Allgemeine Hinweise – 

 

1. Wer erhält Beratungshilfe? 

 

Entsprechend den vorstehenden Ausführungen zu A. I. und B. I. sollte der 

Anwendungsbereich auf Leistungen nach dem SGB II erweitert werden. 

 

2. Wie erhält man Beratungshilfe? 

 

Hier ist im ersten Absatz die Formulierung zu streichen: „Die Beratungsperson wird 

Ihren Antrag auf Bewilligung der Beratungshilfe an das Amtsgericht weiterleiten.“ Zu 

einer solchen Weiterleitung ist die Beratungsperson nicht verpflichtet. Das Berufsrecht 

der Rechtsanwälte regelt dieses auch ausdrücklich in § 16a Abs. 2 BORA.  

 

Im zweiten Absatz sollten Angaben dazu gemacht werden, in welcher Weise eine 

Erinnerung eingelegt werden kann. Dem Rechtssuchenden ist der Begriff der 

„Erinnerung“ fremd. Er wird durch das Hinweisblatt nicht informiert, was von ihm zu tun 

ist, wenn er mit der gerichtlichen Entscheidung nicht einverstanden ist. 

 

Im dritten Absatz wird darauf hingewiesen, dass das Gericht die Bewilligung binnen 

eines Jahres ggf. wieder aufheben kann. Hier bleibt offen, wann die Frist von einem 

Jahr beginnt. Dies sollte ergänzt werden. 

 

3. Ausfüllhinweise 

 

Die Erläuterung, warum auch das Einkommen des Ehegatten anzugeben ist, führt in 

den meisten Fällen in die Irre, denn diejenigen Umstände, unter denen eine 

unterhaltspflichtige Person der anderen Person in wichtigen und dringenden 

Angelegenheiten die Kosten für die Inanspruchnahme einer Beratungsperson geben 

muss, werden nicht erläutert. Sie kommt aber nur in wenigen Ausnahmefällen in 

Betracht. Insoweit wird auf die Ausführungen zu B. II. C. verwiesen. 


